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EDITORIAL

Liebe Kolleginnen und Kollegen,

während sich wieder ein ereignisreiches Jahr dem 

Ende zuneigt, widmen wir uns in diesem Heft ak-

tuellen Themen, die uns alle auch in den kommen-

den Jahren intensiv beschäftigen werden.

In einer Zeit, in der Nachrichten in Sekundenbruch-

teilen um die Welt gehen, KI-generierte Texte und 

Bilder kaum noch von echten Inhalten zu unter-

scheiden sind und politische Akteure gezielt Desin-

formation streuen, steht die Justiz vor einer doppel-

ten Herausforderung: Wir müssen einerseits die 

Informationsfreiheit als Grundpfeiler der Demokratie 

verteidigen, andererseits aber auch die Verantwor-

tung tragen, dass aus dieser Freiheit kein Freibrief 

für Lügen, Hetze und Manipulation wird. Mit Pia 

Lorenz, der Chefredakteurin von Beck Aktuell, ha-

ben wir darüber gesprochen, wie die Justiz mehr 

Sichtbarkeit auch in sozialen Medien wagen darf, 

ohne ihre Neutralität zu gefährden. 

Dass der Rechtsstaat auch an anderer Stelle unter 

Druck steht, wurde bei der Veranstaltung „Justiz 

im Dialog“ in Freiburg deutlich. Florian Geyer von 

der Europäischen Kommission erinnerte ein-

drucksvoll daran, dass Deutschland wegen der zu 

niedrigen Einstiegsbesoldung erneut im Rechts-

staatlichkeitsbericht kritisiert wird. Prof. Gerlinde 

Groitl warnte vor der Verrechtlichung der Politik 

und der Politisierung des Rechts – eine Mahnung, 

die wir ernst nehmen müssen.

Wie wir die Zukunft des Rechtsstaats aktiv und 

gemeinsam gestalten können, verdeutlicht das 

Interview mit den Projektleitern des Projekts „Zu-

kunftsgerichtet“, Jan Holzner und Dr. Philipp 

Wissmann. Mehr als 16.000 Beiträge – davon 

drei Viertel aus der Justiz selbst – haben ein star-

kes „Wirgefühl“ entstehen lassen, das es zu be-

wahren gilt. 

Der Deutsche Richterbund wächst weiter – fast 

18.650 aktive Mitglieder sprechen eine deutliche 

Sprache. Bei der Sitzung des Bundesvorstands in 

Potsdam ging es um die Umsetzung des Pakts für 

den Rechtsstaat (2.000 neue Stellen!), das (da-

mals noch bevorstehende) BVerfG-Besoldungsur-

teil und die Frage, wie wir Nachwuchs gewinnen, 

wenn die Schere zwischen Besoldung und Vergü-

tung in der freien Wirtschaft immer größer wird.

Im April 2026 sehen wir uns in Weimar beim Deut-

schen Richter- und Staatsanwaltstag unter dem 

Motto „Rettet den Rechtsstaat“. Denn das wer-

den nicht andere für uns machen, das ist unser 

aller Aufgabe: mit Mut, Offenheit und der Bereit-

schaft, laut und sichtbar für unsere Werte einzu-

stehen. 

Ich wünsche Ihnen eine interessante Lektüre.

Herzlich

Johanna Rilling

Johanna Rilling
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INTERVIEW MIT PIA LORENZ

INFORMATIONSVERANTWORTUNG – INFORMATIONS-

FREIHEIT – INFORMATIONSVERMITTLUNG

INTERVIEW

Wir haben uns mit der Chefredakteurin von Beck Ak-

tuell über Sichtbarkeit in der Justiz, KI und Digitalisie-

rung unterhalten. 

Brilla: Frau Lorenz, Sie haben Jura studiert, waren 

Rechtsanwältin, dann bei Wolters Kluwer, haben 

LTO mit aufgebaut und waren dort bis 2021 Chefre-

dakteurin. Seit 2023 sind Sie bei Beck Aktuell – und 

vielen sind Sie aus Podcasts wie Einspruch oder 

Gerechtigkeit und Loseblatt bekannt. Was macht 

mehr Freude: kluge Fragen stellen oder auf schwie-

rige Fragen klug antworten?

Lorenz: Ich stelle tatsächlich viel lieber Fragen. Gera-

de solche, die auf den ersten Blick „dumm“ wirken, 

führen oft zu den spannendsten Antworten. Und ich 

fühle mich als Fragende wohler – meistens bin ja nicht 

ich die Expertin, sondern die Person, die mir gegen-

übersitzt. Das zeichnet den Job als Journalistin aus. 

Brilla: Wie geht es Ihnen damit, dass die LTO als 

„Bildzeitung der Juristen“ bezeichnet wird? Stört 

Sie das?

Lorenz: Überhaupt nicht – ich mochte das sogar. 

Klar, das war am Anfang nicht als Kompliment ge-

dacht, sondern als Beleidigung, besonders aus der 

Wissenschaft. Aber genau das wollte ich doch: 

Jura so verpacken, dass man es gern liest. Recht, 

das Spaß macht.

Und unabhängig von ihrer politischen Haltung ar-

beiten bei der Bild sehr gute Journalistinnen und 

Journalisten. Ich habe es daher immer als Kompli-

ment empfunden. 

Rilling: In der rechtspolitischen Berichterstattung 

wird oft über die Justiz gesprochen, nicht mit ihr. 

Sollte sich die Justiz stärker äußern und aktiver 

kommunizieren?

Lorenz: Ja, unbedingt. „Die Justiz spricht durch 

ihre Urteile“ – dieser Satz funktioniert heute so nicht 

mehr. Natürlich sprechen Urteile, aber sie erreichen 

nur einen kleinen Kreis. Menschen erwarten inzwi-

schen, dass Institutionen sich erklären.

Die Justiz sollte versuchen, dort präsenter zu sein, 

wo die Menschen sind: auch auf Social Media. Das 

heißt nicht, dass jedes kleine Amtsgericht einen ei-

genen Kanal braucht – Kooperationen wie in 

Schleswig-Holstein halte ich für eine gute Idee. 

Wichtig und mit wenig Risiko umsetzbar wäre das 

aus meiner Sicht gerade bei Personalthemen: sicht-

bar zu sein für die jungen Menschen, die die Justiz 

braucht – egal in welchen Positionen, ob in Vorzim-

mern oder Richterzimmern. Aber auch von den Ge-

richten als Institutionen kann man bei Instagram 

oder LinkedIn erzählen und Einblicke geben, die die 

Arbeit verständlicher machen.

Und bitte keine Angst vor Shitstorms. In diesen Kon-

texten passiert das extrem selten. Ein Reel darüber, 

Pia Lorenz, Chefredakteurin von Beck Aktuell
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INTERVIEW

wie Urteile entstehen oder wer bei Gerichten arbei-

tet, löst keinen digitalen Aufstand aus. Aber es 

macht Justiz greifbarer, weniger abstrakt, und stärkt 

Vertrauen. Und das braucht die Justiz dringend, ge-

rade in Zeiten, in denen populistische Kräfte dieses 

Vertrauen untergraben – und es ist auch wesentlich 

einfacher als der Versuch, komplexe juristische Ent-

scheidungen Social-Media-tauglich zu vermitteln. 

Letzteres sollten Gerichte sich meines Erachtens 

erst im zweiten Schritt vornehmen, wenn sie eine ge-

wisse Erfahrung gesammelt und Social-Media-Ex-

pertise aufgebaut haben. 

Brilla: Es werden immer wieder Überlegungen über 

Reglementierungen im Bereich Social Media ange-

stellt. Der Intendant des Südwestrundfunks, Kai 

Gniffke, hatte kürzlich auf einer Veranstaltung die 

Idee einer staatlichen, öffentlich-rechtlichen Platt-

form für seriöse Inhalte formuliert. Was halten Sie 

von derartigen Überlegungen?

Lorenz: Ehrlich gesagt bin ich mir nicht sicher, ob 

ich das für eine sinnvolle Idee halte. Wer wären denn 

die Player? Gerichte, Behörden, Rundfunk? Ich halte 

es für unwahrscheinlich, dass sich die Menschen 

freiwillig und proaktiv auf eine neue Plattform bege-

ben, wenn sie auf Instagram oder TikTok sind. Social 

Media lebt davon, dass man Menschen dort abholt, 

wo sie sowieso sind. Somit wäre der zusätzliche 

Nutzen einer solchen Plattform aus meiner Sicht 

sehr überschaubar.

Und wenn es darum geht, über andere Kanäle als 

die üblichen Social-Media-Plattformen Inhalte in ei-

ner vernünftigen Sprache und verständlich zu kom-

munizieren – dann können die Gerichte sicherlich auf 

die klassischen Medien und die bestehenden Platt-

formen vertrauen.

Rilling: Welche Rolle spielt KI bei Ihnen? Nützlicher 

Helfer oder nur ein nettes Zusatztool?

Lorenz: Sie spielt eine wachsende Rolle – und 

zwar eine sehr praktische. Für die Erstellung von 

Nachrichten ist KI großartig: Pressemitteilungen in 

klare Meldungen umformulieren, Zusammenfassun-

gen erstellen, Struktur reinbringen. Da spart man 

richtig Zeit.

Bei der Zusammenfassung von Urteilen ist der Effekt 

etwas geringer, weil trotzdem ein Mensch die 60 Sei-

ten Urteilsbegründung lesen muss. Aber selbst da 

kommen sicherlich 30–40 Prozent Zeitersparnis zu-

sammen.

Man muss wissen, was die KI gut kann und was 

nicht. Für Recherche nutzen wir KI wenig – dafür ist 

sie zu halluzinationsfreudig. Aber für Transkripte, 

Kürzungen, Strukturierung ist sie sehr gut einsetz-

bar. Ein halbstündiges Interview ist in 30 Sekunden 

vernünftig gerafft. Das kann bei Menschen leicht eine 

Stunde dauern.

Und für Überschriften ist KI oft überraschend kreativ. 

Von zehn Vorschlägen sind neun zwar vielleicht 

Schrott – aber der zehnte bringt einen manchmal auf 

eine Idee, auf die man selbst nicht gekommen wäre.

Kurz: Es wäre dumm, das nicht zu nutzen. Niemand 

muss mehr vor einem weißen Blatt anfangen – das gilt 

auch für uns.

Rilling: Viele sprechen über Beck-Chat. Ist das in-

zwischen verbreitet?

Lorenz: Ja, sehr. Es sind zwar noch nicht alle Rechts-

gebiete abgedeckt, aber es wird stetig ausgebaut. 

Das neue Agentic-Modell macht die Antworten noch 

mal deutlich ausführlicher und somit besser nutzbar 

im juristischen Kontext.

Und bald geht „Beck Noxtua“ online – ein kompletter 

digitaler Arbeitsplatz, auf dem der gesamte juristische 

Arbeitsprozess abgebildet wird: von der Recherche 

über die Analyse bis hin zum Drafting, alles auf Basis 

geprüfter Beck-Online-Quellen und daher mit viel we-

niger Halluzinationen. Die Beta-Tester sind begeistert.

Ich habe Beck Noxtua mittlerweile auch selbst testen 

dürfen und muss ebenfalls sagen: Das verändert die 

juristische Arbeitsweise. 

Insgesamt denke ich, dass, wer KI nicht nutzt, wert-

volle Zeit verschwendet. Und zwar richtig viel Zeit. 

Das sage ich auch meinen älteren Kolleginnen und 

Kollegen. Die KI ersetzt ja nicht die eigene Kompetenz 

– sie spart nur stupide Arbeit.
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Rilling: Welche IT-Frage würden Sie 

unserer Bundesjustizministerin stellen?

Lorenz: Wann bringen Sie endlich alle 

Länder an einen Tisch, ziehen die ge-

samte Kompetenz an sich und been-

den dieses IT-Chaos? Alle reden darü-

ber, aber passieren tut wenig. Es wäre 

dringend nötig, die Zuständigkeiten zu 

bündeln.

Brilla: Sie sind auch Referentin für 

Rechtskommunikation, für gutes 

Schreiben für Juristen und Journalis-

mus im digitalen Zeitalter. Was raten 

Sie uns als Richterbund? Print ein-

stellen? Mehr Social Media? Pod-

cast? Ist Facebook tot?

Lorenz: Nein, Facebook ist nicht tot. 

Das ist einer der ganz großen Irrtümer. Es ist immer 

noch die zweitmeistgenutzte Plattform in Deutschland 

– darüber erreichen Sie den größten Querschnitt der 

Bevölkerung. Aber entscheidend ist: Was wollen Sie 

mit Ihrer Kommunikation erreichen und wen?

Wenn es zum Beispiel um Personalthemen oder 

Communitybuilding geht, würde ich dazu raten, sich 

auf Instagram zu konzentrieren. Bislang spielt TikTok 

weder für die Justiz oder Verbände noch für Anwalts-

kanzleien eine große Rolle. 

Für professionelle Fachkommunikation wäre meiner 

Ansicht nach LinkedIn das Mittel der Wahl – auch 

wenn das eher privatwirtschaftlich aufgebaut ist und 

viele Richterinnen und Richter dort noch sehr zurück-

haltend sind. Als Verband würde ich Ihnen trotzdem 

empfehlen, auf LinkedIn vertreten zu sein.

Abgesehen von Social Media kann man Menschen 

nach wie vor proaktiv über Newsletter erreichen – 

auch wenn auch diese schon lange totgesagt sind. 

So altmodisch sie wirken, bleiben sie doch eines der 

wirksamsten Instrumente überhaupt und funktionie-

ren zuverlässig.

Podcasts? Kann man machen. Aber die Konkurrenz 

ist enorm, und der Markt ist teilweise bereits gesättigt.

Brilla: Wir sprechen am 11.11. – kann man vom 

Karneval etwas lernen?

Lorenz: Ich bin die falsche Person für Karnevalsfra-

gen – ich lebe zwar in Köln, verstecke mich aber 

heute auf dem Land. Ein gutes Motto, das man von 

den Kölnerinnen und Kölnern allgemein ganz sicher 

lernen kann, ist aber: „Et bliev nix, wie et wor“, auf 

Hochdeutsch etwa so etwas wie „Sei offen für Neu-

erungen“. Das gilt auch gerade beim Thema Veröf-

fentlichungen. Aber deshalb müssen Sie noch lange 

nicht auf TikTok in Robe tanzen, auch wenn das viral 

gehen könnte.

Andreas Brilla und Johanna Rilling

Das Interview wurde am 11.11.2025 remote geführt und 

von Johanna Rilling mit Unterstützung von TurboScribe-

Transkription und ChatGPT überarbeitet.

Andreas Brilla

Johanna Rilling

INTERVIEW
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AUS DEM VERBAND

In der bundesweiten Veranstaltungsreihe „Justiz im 

Dialog“ luden der Deutsche Richterbund und der Lan-

desverband Baden-Württemberg am Freitag, dem 

10. Oktober 2025, in den stuckverzierten Schöffenge-

richtssaal des Amtsgerichts Freiburg ein. Unter dem 

Titel „Trump, Orban & Co. – Rechtsstaat unter Druck 

– Bedrohungen des Rechtsstaats und der Gewalten-

teilung aus amerikanischer und europäischer Pers-

pektive“ konnten zwei beindruckende Referenten ge-

wonnen werden. 

Florian Geyer, Leiter der Abteilung für Rechtsstaatlich-

keit bei der Europäischen Kommission, beleuchtete 

aus Brüssel per Video zugeschaltet das Thema aus 

der Perspektive der europäischen Verwaltung. Die 

Europäische Kommission erstellt einen jährlich er-

scheinenden, über das Internet abrufbaren Rechts-

staatlichkeitsbericht. Dieser umfasst vier Pfeiler: das 

Justizsystem, den Rahmen für die Korruptionsbe-

kämpfung, Medienpluralismus sowie sonstige institu-

BERICHT ZUR VERANSTALTUNG

„JUSTIZ IM DIALOG“ AM 10. OKTOBER 2025

tionelle Fragen im Zusammenhang mit der Gewalten-

teilung. 

Unter dieser Gliederung wird die Situation in jedem 

Mitgliedsstaat dargestellt. Herr Geyer führte uns in 

das Vorgehen bei der Erstellung des Berichts ein und 

erläuterte, dass auch in Deutschland Verbesserungs-

möglichkeiten festzustellen sind. Seit mehreren Jah-

ren wird im Rechtsstaatlichkeitsbericht auf die Gefahr 

hingewiesen, dass mit der in Deutschland angebote-

nen Einstiegsbesoldung möglicherweise nicht ausrei-

chend qualifizierter Nachwuchs für die Justiz gewon-

nen werden kann. 

Ein weiteres Beobachtungsinstrument der Europäi-

schen Kommission ist das EU-Justizbarometer. Es 

bietet einen jährlichen Überblick über Effizienz, Quali-

tät und Unabhängigkeit der Justizsysteme. Die Mit-

gliedsstaaten erhalten eine Hilfestellung, um die Effizi-

enz der nationalen Justizsysteme zu verbessern. 
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AUS DEM VERBAND

Die Handlungsmöglichkeiten der Europäischen Uni-

on beschränken sich aber nicht nur auf die Mög-

lichkeit zur Beobachtung. Es stehen mit dem Ver-

tragsverletzungs- und dem Artikel-7-Verfahren zum 

Schutz der Grundwerte der Europäischen Union 

auch Mittel zur zwangsweisen Durchsetzung 

rechtsstaatlicher Grundsätze zur Verfügung. Am 

Beispiel von Polen und Ungarn erläuterte Herr 

Geyer die Möglichkeit der Europäischen Union, für 

Staaten vorgesehene Mittel einzufrieren. Ungarn 

läuft mittlerweile sogar Gefahr, einen Teil der Mittel-

zuweisungen vollständig zu verlieren. Besorgniser-

regende Feststellungen im Rechtsstaatlichkeitsbe-

richt können also im Einzelfall ernsthafte 

Konsequenzen nach sich ziehen. 

Nach diesem juristischen Einstieg stellte Gerlinde 

Groitl, Professorin für Internationale Politik an der 

Universität Regensburg und Expertin für die politi-

schen Verhältnisse in den USA, den Zuhörern fünf 

Thesen zum Thema Populismus vor. Sie unterstrich 

zunächst die Bedeutung des Willens des Volkes. Die-

ser müsse ernst genommen werden. Unsere liberale 

Demokratie sei nicht frei von Problemen. Die Wähler 

seien unzufrieden. Dies gelte etwa für die Renten-, 

Russland- und Verteidigungspolitik. Die liberale De-

mokratie stehe vor der Herausforderung, das Span-

nungsfeld zwischen der Herrschaft der Mehrheit und 

dem Minderheitenschutz zu einem angemessenen 

Ausgleich zu bringen. Während Demokratie die Herr-

schaft der Mehrheit sei, schütze die liberale Demo-

kratie auch die Interessen von Minderheiten. Es be-

stehe die Gefahr einer Aushöhlung des 

Mehrheitsprinzips, wenn Minderheiteninteressen  

z. B. durch die Justiz (im Übermaß) zur Geltung ver-

holfen werde. Menschen könnten Entscheidungen 

dann als von oben oktruiert wahrnehmen. Infolge-

dessen seien 20–25 % der Menschen mit der Ausge-

staltung der (liberalen) Demokratie unzufrieden. 

Populistische Bewegungen nutzten dies. Sie stell-

ten sich nicht zwingend als Gegner der Demokratie 

dar, sondern behaupteten, sie als „letzte Rettung“ 

zu verteidigen. 

Als weiteren Punkt hob Frau Prof. Dr. Groitl eine 

notwendige Trennung von Politik und Justiz hervor. 

Es dürfe weder zu einer undemokratischen Ver-
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rechtlichung der Politik noch zu einer Politisierung 

des Rechts kommen. Grundsatzurteile führten zu 

einer Einschränkung des politischen Handlungs-

spielraums. Problematisch werde es, wenn sie von 

einer politischen Schlagseite geprägt seien. In die-

ser Hinsicht positiv sei die jüngste Entscheidung 

des Supreme Court zur Abtreibung. Dieser habe 

seine Rechtsprechung der Untersagung genereller 

Abtreibungsverbote aus der Grundsatzentschei-

dung „Roe versus Wade“ aus dem Jahr 1973 auf-

gegeben. Damit werde die Entscheidung, ob Ab-

treibungen verboten oder erlaubt sein sollten, 

zurück in die Hand der Politik gegeben. Solche Ur-

teile begegneten der Kritik einer „legislation from 

the bench“, einer Gesetzgebung durch die Gerich-

te. Problematisch sei aber auch der gezielte Einsatz 

der Justiz als politisches Instrument, um auf diesem 

Weg eigene Positionen außerhalb des Parlaments 

durchzusetzen. Es entstehe das Gefühl einer Verla-

gerung der Entscheidungsgewalt weg von der Le-

gislative auf die Judikative, wenn etwa jede kontro-

verse politische Entscheidung standardisiert auf 

ihre Rechtmäßigkeit hin überprüft wird. 

Eine solche Verlagerung aus dem Parlament heraus 

finde aber auch auf anderen Wegen statt. Gesetz-

geberische Entscheidungen träfen heute die Teil-

nehmer vorgelagerter Koalitionsverhandlungen, die 

Mitglieder von Expertenkommissionen oder einige 

wenige Spitzenpolitiker bei der Kompromissfindung 

während des parlamentarischen Prozesses. Auch 

die Europäische Union führe zu einer Stärkung der 

Exekutive und Schwächung des Parlaments, weil 

wegweisende Entscheidungen in den Räten durch 

die Staats- und Regierungschefs oder die Minister 

getroffen würden. 

Um den Herausforderungen des Populismus zu be-

gegnen, erfordere die pluralistische Demokratie ei-

nen offenen und ehrlichen Streit im Parlament, der 

ohne politische Kampfbegriffe geführt werde, die 

von vorneherein zur Ausgrenzung einzelner Positio-

nen führten. Damit einhergehen müsse eine Zu-

rückhaltung bei der Politisierung der Justiz. Diese 

dürfe ihrerseits der Politik keine Fesseln anlegen.

Während der anschließenden Diskussion dominier-

ten die Fragen an die Politikwissenschaftlerin. Dies 

gab Frau Prof. Dr. Groitl Gelegenheit, auf die rechts-

politischen Verwerfungen in den USA einzugehen 

und dabei eine objektivere Presseberichterstattung 

anzumahnen. Es gelinge nicht immer, 

Sachverhalte in allen entscheidenden 

Punkten darzustellen. Gerichtliche 

Teilerfolge des amerikanischen Präsi-

denten etwa im Zusammenhang mit 

der Abschiebung von Menschen 

ohne Aufenthaltsstatus gingen in der 

Gesamtberichterstattung unter. In ei-

nigen Fällen, wie etwa der Frage der 

Einschränkung des Staatsangehörig-

keitsrechts für in den Vereinigten 

Staaten geborene Migrantenkinder, 

sei nicht gesichert, dass die kriti-

schen Überschriften der Berichter-

stattung für die Leser bei näherem 

Hinsehen wirklich nachvollziehbar 

seien. Abweichend von dem dadurch 

hervorgerufenen ersten Eindruck 

habe das Recht auf die US-Staats-

bürgerschaft im Fall einer Geburt in 

den USA für Menschen mit Migrati-

onshintergrund nicht generell abge-

schafft werden sollen. Vorgesehen war eine Aus-

nahme für Kinder, deren Eltern sich illegal im Land 

aufhielten. Würde man, so die These, die deutschen 

Bürger auf der Straße hierzu befragen, sei eine 

mehrheitliche Zustimmung zu einer solchen Rege-

lung zu erwarten. 

Das Plädoyer, die Justiz möge in politischen Ent-

scheidungen Zurückhaltung üben, warf die Fragen 

nach roten Linien auf, welche die Referentin weitge-

hend verneinte. 

Unabhängig davon, ob für den jeweiligen Zuhörer 

alle vertretenen Positionen überzeugend waren, 

zeigte der Schwerpunkt der Fragerunde, als wie er-

frischend der interdisziplinäre Blick von außen emp-

funden wurde. Er gibt notwendige Impulse, die ei-

genen Handlungsgrundsätze zu überprüfen. Damit 

stand auch ausreichend Gesprächsstoff für den 

anschließenden Stehempfang zur Verfügung, den 

die Zuhörer zu einem Meinungsaustausch unterein-

ander und mit der Referentin nutzten. 

Roland Burgmann und Dirk Loescher

Roland Burgmann

Dirk Loescher
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Hanna Kühl

Am 06./07.11.2025 fanden in Potsdam die Gremien-

sitzungen des Deutschen Richterbundes statt. Mitten 

im Grünen auf der idyllischen Halbinsel Hermanns-

werder tagte zunächst das Präsidium zeitgleich mit 

der sogenannten „Kurfürstenrunde“, die aus den Vor-

sitzenden der Landesverbände zusammengesetzt ist. 

Am Folgetag kamen diese beiden Gremien gemein-

sam im Bundesvorstand zusammen. 

Nur wenige hundert Meter entfernt präsentierte das 

Museum Barberini im Zentrum der brandenburgi-

schen Landeshauptstadt zur selben Zeit die Aus-

stellung: „Einhorn. Das Fabeltier in der Kunst.“ Im 

Sitzungssaal des Inselhotels ging es dagegen weni-

ger märchenhaft zu: Die Geschäftsführung und die 

Vorsitzenden des DRB berichteten zunächst über 

die aktuellen politischen Gespräche auf Bundes- 

ebene, die sich vor allem mit der Umsetzung des 

neuen Pakts für den Rechtsstaat befassen. Mit die-

sem sollen für die Justiz bundesweit 2000 neue 

Stellen geschaffen werden. Wir dis-

kutierten die von allen Seiten mit 

Spannung erwartete bevorstehende 

Entscheidung des Bundesverfas-

sungsgerichts zum Thema Besol-

dung und den weiteren Umgang mit 

der Besoldungsfrage. Yasemin Tüz, 

Oberstaatsanwältin beim BGH und 

im Präsidium des DRB zuständig für 

den Bereich des Straf- und Strafpro-

BERICHT

GREMIENSITZUNGEN DES DEUTSCHEN RICHTERBUNDES

zessrechts, berichtete über die 

StPO-Reformkommission, die 

im September 2025 ihre Arbeit 

aufgenommen hat. Dr. Oliver 

Piechaczek, Staatsanwalt bei 

der Staatsanwaltschaft Hanau 

und im Präsidium ebenfalls zu-

ständig für den Bereich des 

Strafrechts, stellte den Zwi-

schenbericht zur Evaluation des 

Cannabiskonsumgesetzes vor. 

Heike Kremer, Vizepräsidentin 

des AG Köln und stellvertreten-

de Vorsitzende des DRB, berichtete von ihrer Anhö-

rung im Rechtsausschuss des Bundestags zur An-

hebung des Zuständigkeitsstreitwerts in Zivilsachen, 

den Auswirkungen auf den Personalbedarf und 

dem aktuellen Sachstand beim Thema Pebb§y.

Bei der Präsentation der Mitgliederzahlen schien 

dann fast doch ein Einhorn durch den Sitzungssaal 

zu galoppieren: Denn der DRB verzeichnete vom 

Jahr 2024 auf das Jahr 2025 einen erfreulichen Zu-

wachs. Er vertritt nun 18.647 aktive Mitglieder 

(ohne Pensionäre) und damit rund zwei Drittel der in 

Deutschland tätigen Staatsanwältinnen und Staats-

anwälte, Richterinnen und Richter. Gleichzeitig blei-

ben die Mitgliederwerbung und Nachwuchsgewin-

nung – sowohl für den Verband als auch für die 

Justiz insgesamt – ein zentrales Anliegen des DRB.

Abschließend warb das Präsidium des DRB für eine 

Teilnahme am 24. Deutschen Richter- und Staats-

anwaltstag, der unter dem Motto „Rettet den 

Rechtsstaat“ vom 15. bis 17. April 2026 in Weimar 

stattfinden wird. Der geschäftsführende Vorstand 

des Landesverbands Baden-Württemberg wird mit 

mehreren Mitgliedern nach Weimar fahren: Wir freu-

en uns, wenn wir die eine oder den anderen von 

Ihnen dort antreffen und miteinander ins Gespräch 

darüber kommen, was die Justiz zur Erhaltung des 

Rechtsstaats beitragen kann. Wir sind zuversicht-

lich, dass es dafür am Ende kein Einhorn braucht.

AUS DEM VERBAND
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INTERVIEW MIT DEN VERANTWORTLICHEN DER STABS-

STELLE DES PROJEKTES „ZUKUNFTSGERICHTET“

Das Ministerium der Justiz und für Migration Ba-

den-Württemberg hat mit „Zukunftsgerichtet“ ein bei-

spielloses Projekt durchgeführt, in welchem sowohl 

sämtliche Angehörigen der Justiz als auch Bürgerinnen 

und Bürger online und persönlich auf einer der Statio-

nen der sog. „Roadshow“ Ideen für die Justiz der Zu-

kunft einbringen, diskutieren und so aktiv mitgestalten 

konnten. Organisatorisch betreut wurde das Projekt 

von Jan Holzner und Dr. Philipp Wissmann. Wer also 

könnte besser darüber berichten, was es bedeutet, ein 

solches Projekt zu gestalten und zu stemmen? Der 

DRB sprach mit den beiden über ihre Erfahrungen und 

Erkenntnisse. Die Fragen zu inhaltlichen Aspekten des 

Projekts wurden dabei einer Beantwortung durch Frau 

Ministerin Gentges vorbehalten, welche hierzu bereits 

in der Deutschen Richterzeitung berichtet hat.

Falke: Herr Holzner, Herr Dr. Wissmann, fangen wir 

ganz vorne an: Wie sah Ihr persönlicher Weg zu dem 

Projekt „Zukunftsgerichtet“ aus? 

Dr. Wissmann: Ich war damals Richter am Landge-

richt Hechingen und offen für eine Sonderverwendung 

im Justizministerium. Als mich das Angebot erreicht 

hat, ein Zukunftsprojekt der baden-württembergischen 

Justiz mitzugestalten, habe ich mich riesig gefreut und 

mit meiner Zusage nicht gezögert.

Holzner: Das Ministerium hat sich im Sommer 

2023 bei mir gemeldet und gefragt, ob ich mir vor-

stellen könne, die Leitung der für das Projekt einge-

richteten Stabsstelle zu übernehmen. Ich war zum 

damaligen Zeitpunkt erst seit wenigen Monaten in 

neuer Funktion bei der Staatsanwaltschaft Heil-

bronn tätig und hatte eigentlich nicht vor, so schnell 

wieder zu wechseln. Trotzdem musste ich nicht lan-

ge überlegen, weil ich noch sehr gute Erinnerungen 

an meine Zeit als Referent im Justizministerium hat-

te und mich das Projekt und die damit verbundenen 

Aufgaben sehr gereizt haben. 

Falke: Was hat Sie an der Idee des Projekts beson-

ders gereizt bzw. motiviert? 

Holzner: Uns hat von Anfang an die Grundidee des 

Projekts fasziniert: die Justiz einmal ganz bewusst „aus 

der Zukunft heraus“ zu denken. Und das eben nicht 

nur im kleinen Kreis hier im Justizministerium, sondern 

auf der Grundlage eines denkbar breiten Beteiligungs-

prozesses. Die Chance, die Justiz der Zukunft gemein-

sam zu gestalten – über alle Hierarchien, Laufbahnen 

und Fachebenen hinweg und unter Einbeziehung der 

Sicht von Bürgern und „Stakeholdern“ –, war und ist 

das eigentlich Spannende an diesem Projekt – und 

bundesweit bis dato übrigens immer noch einmalig.

Falke: Wie sahen die internen Anfänge in Ihrem 

Team bzw. die Frühphase des Projektes aus? 

Holzner: Als ich im September 2023 angefangen habe, 

ging es vor allem um die inhaltliche Ausgestaltung der 

verschiedenen Prozesse zur Beteiligung der Justiz, der 

Bürger sowie essenzieller „Stakeholder“. Daneben 

mussten mehrere Vergabeverfahren durchgeführt wer-

den: für die Gestaltung unserer Website, die ja schon im 

Januar 2024 an den Start gehen sollte, eine repräsenta-

tive Bürgerbefragung, die unterschiedlichen Beteili-

Jan Holzner und Dr. Philipp Wissmann (v. l.)

INTERVIEW
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INTERVIEW

gungsformate und – last, but not least – für unsere Groß-

veranstaltung, das Zukunftsforum am 15. Oktober 2024 

auf dem Gelände der Landesmesse in Stuttgart. Da wir 

angesichts des straffen Zeitplans etwas unter Druck 

standen, war ich sehr froh, dass das gesamte Team der 

Stabsstelle, insbesondere der Kollege Philipp Wiss-

mann, hier schon sehr gut vorgearbeitet und einiges 

aufs Gleis gesetzt hatte.    

Falke: Gab es im Verlauf des Projektes Überra-

schungen, etwa neue Zielsetzungen oder Erkennt-

nisse, die ursprünglich nicht auf dem Plan standen?

Dr. Wissmann: Die größte Überraschung war sicher-

lich die überwältigend große Beteiligung der Kollegin-

nen und Kollegen aus der Justiz. Insbesondere die 

Onlinebeteiligung, die wir ursprünglich mit Blick vor 

allem auf Bürgerinnen und Bürger konzipiert hatten, 

wurde von Justizbediensteten regelrecht „gekapert“. 

Allein in der ersten Phase kamen mehr als 75 % der 

mehr als 16.000 Teilnehmer und der über 1.100 Vor-

schläge aus den Reihen der Justiz.  Auch unsere Prä-

senzveranstaltungen, die wir landesweit exklusiv für 

die Justizbediensteten durchgeführt haben, waren mit 

insgesamt mehr als 2.000 Teilnehmern ein voller Er-

folg. Diese beeindruckenden Zahlen haben unsere 

durchaus optimistischen Erwartungen zum damaligen 

Zeitpunkt noch übertroffen.  

Falke: Welche Herausforderungen haben sich Ihnen 

bei der Umsetzung des Projektes gestellt und wie 

haben Sie diese gemeistert? 

Holzner: Wie bereits erwähnt, bestand die größte Her-

ausforderung sicher in dem ambitionierten Zeitplan, den 

wir schlussendlich aber ganz gut gemeistert haben. 

Noch vor Ende des Jahres 2023 ist es uns gelungen, im 

Rahmen öffentlicher Ausschreibungsverfahren zwei re-

nommierte Agenturen zur professionellen Gestaltung 

und Begleitung der Beteiligungsprozesse zu finden, eine 

Webagentur mit der Erstellung unserer Website sowie 

Fotos und Videos zu beauftragen und ein demoskopi-

sches Institut für eine repräsentative Erhebung des Istzu-

standes der Landesjustiz in der baden-württembergi-

schen Öffentlichkeit zu gewinnen. Parallel dazu galt es, 

die Präsenzveranstaltungsreihe („Roadshow“) für die 

Justiz mit 13 Veranstaltungen an zwölf Standorten zu 

organisieren. Letzteres konnte überhaupt nur gelingen 

dank der großartigen Unterstützung aus der Praxis, ins-

besondere natürlich der jeweiligen Gerichts- und Behör-

denvorstände vor Ort, für die wir uns an dieser Stelle 

noch einmal ganz herzlich bedanken.

Falke: Sie waren wochenlang auf der „Roadshow“ 

in ganz Baden-Württemberg unterwegs und konn-

ten Eindrücke aus allen Landesteilen sammeln. Wie 

haben die Kolleginnen und Kollegen reagiert – gab 

es eher Begeisterung oder Skepsis? 

Holzner: Wir möchten gar nicht ausschließen, dass es 

einige Kolleginnen und Kollegen gab, die mit einer ge-

wissen Skepsis an der Veranstaltung teilgenommen ha-

ben. Das Feedback, das wir jeweils am Ende anonym 

über ein sog. Mentimeter bekommen haben, war aber 

bei allen Veranstaltungen überwiegend sehr positiv. 

Dr. Wissmann: Vor allem die Möglichkeit des fach- 

und laufbahnübergreifenden Austauschs über alle Hi-

erarchien und Behördengrenzen hinweg kam sehr gut 

an. Die Menschen hatten das Gefühl, eine Justiz zu 

sein. Wir hoffen sehr, dass es gelingt, dieses „Wirge-

fühl“, das da entstanden ist, auch über „Zukunftsge-

richtet“ hinaus zu erhalten.  

Falke: Gab es denn inhaltlich regionale Unterschie-

de bei den von den Teilnehmenden dargestellten 

aktuellen Herausforderungen in der Praxis oder 

auch regionalspezifische Zukunftsideen, die Ihnen 

in Erinnerung geblieben sind? 

Dr. Wissmann: Im Großen und Ganzen waren sich 

die Kolleginnen und Kollegen in der Fläche sehr einig 

darin, welche Stellschrauben sie gerne drehen wür-

den. Weil Sie nach regionalen Besonderheiten fragen: 

Der badische Aktenknoten hat keine Rolle gespielt. 

Teilweise wird skeptisch betrachtet, wie viele finanziel-

le und auch personelle Ressourcen in dem Projekt 

gebunden wurden. Was würden Sie dem entgegnen?  

Holzner: Mit „Zukunftsgerichtet“ hat das Justizminis-

terium allen Beteiligten auf breiter Basis ermöglicht, 

sich aktiv einzubringen. Das schafft nicht nur Akzep-

tanz für nachfolgende Veränderungsprozesse, sondern 

hat auch ganz hervorragende Ideen zutage gefördert. 

Kurzum: Das Projekt war alle Kosten und Mühen wert.
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Falke: Was würden Sie im Rückblick vielleicht an-

ders machen?

Holzner: Grundlegendes fällt uns nicht ein, was uns 

natürlich sehr freut. „Zukunftsgerichtet“ lässt sich 

rückblickend als eine Art Mosaik betrachten, dessen 

Einzelteile mitunter mühsam, mitunter auch neu ge-

setzt wurden. Das Logo hätte also wirklich nicht pas-

sender sein können. Das war ein laufender Prozess, 

bei dem wir oft spontan reagieren mussten. Die Pro-

jektarbeit gehört ja nicht zum Kernarbeitsgebiet ei-

nes Richters oder Staatsanwalts – doch liegt gerade 

hierin auch der besondere Reiz einer Tätigkeit außer-

halb der „klassischen“ Justizpraxis.

Falke: Lassen Sie auch uns eine zukunftsgerichtete 

Perspektive einnehmen. Das Projekt wird sich sicher-

lich – insbesondere bei der internen Evaluierung durch 

die Kolleginnen und Kollegen in der Landesjustiz – da-

ran messen müssen, ob tatsächlich ein spürbarer Fort-

schritt zu verzeichnen sein wird. Können Sie uns in 

diesem Punkt bereits eine konkrete Zukunftsperspekti-

ve aufzeigen? Wie wird es mit bzw. in dem Projekt wei-

tergehen? Gibt es Vorkehrungen, die sicherstellen, 

dass die gesammelten Impulse tatsächlich in konkrete 

Maßnahmen verwandelt werden? 

Dr. Wissmann: Der Erwartungsdruck ist natürlich 

hoch – was wir auch auf der „Roadshow“ überall 

deutlich gespürt haben. Dabei war von vornherein 

klar: Die Justiz der Zukunft wird nicht über Nacht ge-

staltet. Vom ersten Tag an standen wir als Projektteam 

im laufenden Kontakt mit der Hausspitze und den 

Fachabteilungen des Justizministeriums. Sie küm-

mern sich nach Abschluss der Beteiligungsphase um 

die Umsetzung von Maßnahmen auf Grundlage der 

umfangreichen Projektergebnisse. Vieles muss sorg-

fältig geplant und auf lange Sicht umgesetzt werden, 

an vielem sind die Fachabteilungen aber auch schon 

dran. Nehmen wir zum Beispiel die technische Aus-

stattung oder die flächendeckenden Roll-outs der 

elektronischen Akte bis Ende des Jahres – in diesen 

Bereichen hat die Justiz in den vergangenen Monaten 

gewaltige Schritte gemacht. 

Falke: Halten Sie es für wünschenswert oder sogar 

erforderlich, ein solches Projekt in regelmäßigen 

Turnussen zu etablieren? 

Holzner: „Zukunftsgerichtet“ kam zu einer Zeit größ-

ter Umbrüche. Wir glauben, in dieser Form wird es – 

auch mit Blick auf den zugrunde liegenden Aufwand 

– auf längere Sicht einzigartig bleiben. Der große 

Mehrwert, den die Beteiligung von Kolleginnen und 

Kollegen, aber auch externen Partnern, gebracht hat, 

sollte andererseits Anlass geben, ganz generell über 

breitere Beteiligung und vielfältige Austauschformate 

nachzudenken. Das gilt nicht nur für die Justiz. Neben 

den Inhalten war eines ganz unverkennbar: Unser 

Projekt hat eine ungemein identitätsstiftende Wirkung 

entfaltet. Das „Wirgefühl“ innerhalb der Justiz ist ein 

Wert für sich, den es zu bewahren – und wo nötig 

wiederzubeleben – lohnt. Ein weiterer, ganz wesentli-

cher Punkt betrifft die Sichtbarkeit der Justiz in der 

Gesellschaft. Der Arbeitsmarkt ist heißer umkämpft 

denn je. Der Rechtsstaat ist Anfeindungen ausge-

setzt. Projekte wie „Zukunftsgerichtet“ bieten die 

Möglichkeit, sich sichtbar zu machen, für den Rechts-

staat zu werben, Justiz zu erklären – und zugleich 

Nachwuchskräfte von der Arbeit im Rechtsstaat zu 

überzeugen.

Falke: Zum Schluss – welche ist die wichtigste Er-

kenntnis, die Sie für sich aus dem Projekt mitge-

nommen haben?   

Dr. Wissmann: Auch wenn das Projekt Spaß gemacht 

hat: Die Zukunft des Rechtsstaats zu gestalten, ist kein 

Spiel – sondern bedarf harter Arbeit an vielen Stellen 

und Orten. Unser Ziel heute muss lauten, in zehn, 20 

und 30 Jahren zurückzublicken und zu sagen: „Wir ha-

ben den richtigen Weg eingeschlagen.“ Das Gedeihen 

dieses Plans ist abhängig vom Zusammenspiel vieler 

kluger und engagierter Köpfe und erfordert gegenseiti-

ges Verständnis ebenso wie Fleiß und Durchhaltever-

mögen. Dafür haben wir in Baden-Württemberg be-

reits die besten Voraussetzungen – allem anderen 

voran in Gestalt hervorragender Kolle-

ginnen und Kollegen.

Falke: Lieber Herr Holzner, lieber 

Herr Dr. Wissmann, herzlichen Dank 

für Ihre Zeit und die interessanten 

Einblicke!

Das Interview wurde von Kim Falke 

schriftlich im Oktober 2025 geführt. Kim Falke

INTERVIEW
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VERSCHIEDENES

Die Beihilfeverordnung Baden-Württemberg wurde 

zum 31. Oktober 2025 komplett neu gefasst und tritt 

für alle Behandlungen ab dem 1. Januar 2026 in Kraft. 

Ziel der Neuregelung ist eine moderne, verständliche 

und maschinell prüfbare Verordnung, in die die bisheri-

gen Verwaltungsvorschriften eingearbeitet wurden.

Wesentliche Verbesserungen betreffen Leistungen 

durch nahe Angehörige, die nun uneingeschränkt bei-

hilfefähig sind, sowie zahnärztliche Leistungen: Die frü-

here Begrenzung auf zwei Implantate pro Kieferhälfte 

entfällt, alle medizinisch notwendigen Implantate wer-

den erstattet; gleichzeitig werden Selbstbehalte für Ma-

terial-, Labor- und bestimmte zahnärztliche Leistungen 

eingeführt (für Minderjährige entfallen diese jedoch). 

Heilpraktikerleistungen sind künftig in einer neuen Anla-

ge abschließend mit festen Höchstbeträgen geregelt.

Bei der häuslichen Krankenpflege werden Leistungen 

naher Angehöriger genauso erstattet wie professionelle 

Ersatzkräfte, ohne dass der Angehörige noch halbtags 

auf Erwerbstätigkeit verzichten muss (Ehe-/Lebenspart-

ner sowie Eltern und Kinder bleiben ausgenommen). 

Der Stundensatz für außerklinische Intensivpflege steigt 

von 39 auf 42 Euro. Nahrungsergänzungsmittel und 

nicht verschreibungspflichtige Vitamin- und Mineral-

stoffpräparate sind grundsätzlich nicht mehr beihilfefä-

hig, der frühere Selbstbehalt für bilanzierte Diäten ent-

fällt dagegen.

INFORMATIONEN DES FINANZMINISTERIUMS ZUR BVO

NOVELLE DER BEIHILFEVERORDNUNG

Fahrtkosten werden strenger geregelt: Sie sind nur 

noch in explizit aufgeführten Fällen erstattungsfähig, 

Kilometergrenzen gibt es nicht mehr, stattdessen einen 

Selbstbehalt von 9 Euro (20 Euro bei Taxi) und einen 

Höchstbetrag von 120 Euro pro Behandlung; für Dialy-

se, Strahlentherapie, Rettungstransporte und be-

stimmte Schwerbehinderte/Pflegegrade 3–5 entfallen 

Selbstbehalt und Höchstbetrag. Normale Fahrten zum 

Arzt oder zur Physiotherapie sind nicht mehr erstat-

tungsfähig.

Weitere Erleichterungen gibt es bei Begleitpersonen im 

Krankenhaus (ärztliche Bescheinigung reicht, bei Kin-

dern unter 12 Jahren oder Merkzeichen „B“ wird die 

Notwendigkeit automatisch anerkannt), bei stationären 

Sucht- und Rehabilitationsbehandlungen (höhere Ta-

gessätze) sowie bei Pflegehilfsmitteln (monatliche Pau-

schale 42 Euro und Möglichkeit dauerhafter Bewilli-

gung regelmäßiger Kosten).

Für bereits vor 2026 begonnene Zahnimplantat-Be-

handlungen und bereits genehmigte künstliche Be-

fruchtungen gelten bis Ende 2026 bzw. 2027 großzügi-

ge Übergangsregelungen, die die jeweils günstigere 

Variante anwenden. Insgesamt erweitert die Neufas-

sung den Leistungsumfang in vielen Bereichen (Ange-

hörige, Implantate, Pflege), führt aber auch neue 

Selbstbehalte und klarere Abgrenzungen ein, insbe-

sondere bei Fahrtkosten und Arzneimitteln.

VERSICHERUNG

News zum Angebot von Roland 

Die Angebote der Rechtsschutzversicherung für Mitglieder werden zum Jahreswechsel neu aufgelegt. Ro-

land Rechtsschutz hat für Streitigkeiten über die Alimentation grundsätzlich Deckung zugesagt. Wir werden 

unsere Mitglieder zeitnah auf den üblichen Kanälen informieren.

Weitere Informationen finden Sie hier: https://intranet.lbv.bwl.de/-/beihilfe-novelle-der-beihilfeverordnung-1
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Weil Cybermobbing 
vor dem 
Kinderzimmer 
nicht Halt 
macht. 

Konto für Geldauflagen

Cybermobbing-Hilfe e.V.
Sparkasse Dortmund
IBAN    DE54 4405 0199 0841 0180 60
BIC    DORTDE33XXX

Cybermobbing-Hilfe e.V. | Wilhelmstraße 25 | 58239 Schwerte | 02304 3381410 | cybermobbing-hilfe.de

Ihre Zuweisungen und Geldauflagen sind eine effektive Möglichkeit, den 
Cybermobbing-Hilfe e.V. bei seiner wichtigen Arbeit zu unterstützen. 
Durch die Zuweisung von Geldauflagen können Sie einen Beitrag zur 
Bekämpfung von Cybermobbing leisten und Opfern helfen, wieder ein 
sicheres Umfeld zu schaffen.

Für weitere Informationen über die Verwendung 
von Geldauflagen und den Cybermobbing-Hilfe e.V. 

scannen Sie den QR-Code oder besuchen Sie 
cybermobbing-hilfe.de/geldauflagen

FFoottoo::  AAddoobbee  SSttoocckk  --  JJüürrggeenn  FFäällcchhllee
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Seit Juli 2025 ist unsere App online und wir freuen uns über mehr als 400 Mitglieder sowie zahlreiche weitere Interessierte, 

die die App bereits nutzen.Wollen Sie mal reinschnuppern? Geht ganz einfach über den Download der App oder über 

die App-Website auf ihrem Computer.

Download der App auf dem Handy oder Tablet

Zum Download einfach den QR-Code scannen oder 

im App Store nach „DRB BW“ suchen und auf „Laden“ tippen.

Link zur App-Website auf dem Computer: app.drb-bw.de

Sind Sie Mitglied und wollen alle Funktionen der App nutzen?

Um alle Funktionen der App (wie den internen Veranstaltungskalender, die Kontaktaufnahme mit anderen Mitgliedern sowie 

die Teilnahme an (Meinungs-) Umfragen und den Chats der Bezirksgruppen) nutzen zu können, müssen Sie sich über einen 

Zahlencode registrieren. Diesen erhalten Sie über Ihren Bezirksgruppenvorsitzenden oder über die App-Administratoren – 

schreiben Sie uns gerne an! Die Anleitung zur einfachen Registrierung finden Sie im Newsfeed der App, wenn Sie in der 

obersten Mitteilung auf „Als PDF lesen“ tippen.

MIT WENIGEN UND EINFACHEN SCHRITTEN  

ZUR DRB BW-APP

VERSCHIEDENES
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BERICHTESENIOREN

Der Deutsche Richterbund Baden-Württemberg, 

Verband der Richterinnen und Richter, Staatsanwältin-

nen und Staatsanwälte in Baden-Württemberg e. V.  

(DRB BW) ist seit 1.07.2022 institutionelles Mitglied des 

Seniorenverbands. Das Zusammenwirken und die Leis-

tungen wurden vertraglich vereinbart, ohne dass die 

Mitglieder des DRB unmittelbare oder mittelbare Mit-

glieder des Seniorenverbandes werden. Die vom Rich-

terbund an uns gemeldeten pensionierten Richterinnen 

und Richter, Staatsanwältinnen und Staatsanwälte wer-

den in der weiteren Folge von uns betreut. Sie erhalten 

ein Begrüßungsschreiben mit  Hinweisen auf unsere 

Leistungen, Veranstaltungen und Ansprechpartner.

Gute Gründe für den Seniorenverband – Argumente, 

die überzeugen: 

Vergessen Sie nicht  
Widerspruch einzulegen,  
falls Sie es noch nicht getan 
haben – ein Muster finden  
Sie in unserer App!

MITGLIED DES SENIORENVERBANDS

1. �Sie unterstützen solidarisch den Verband, der sich als 

einziger ausschließlich um die Interessen der ehemali-

gen Angehörigen des öffentlichen Dienstes kümmert.

2. �Sie haben Anspruch auf Information und Beratung in 

beamten-, versorgungs-, beihilfe-, renten-, kranken- 

und pflegeversicherungs- und schwerbehinderten-

rechtlichen Angelegenheiten.

3. �Sie erhalten 6-mal im Jahr unsere Verbandszeitschrift 

„Seniorenmagazin öffentlicher Dienst Baden-Würt-

temberg“. Diese informiert aktuell über berufsständi-

sche und allgemein interessierende Themen.

4. �Sie können bei unseren regionalen Verbänden – in Ih-

rer Nähe – unter Gleichgesinnten an geselligen Veran-

staltungen, informativen Vorträgen oder auch an Aus-

flügen teilnehmen.

Weitere Informationen auch unter: 

https://senioren-oed-bw.de/
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TERMINE

KÜNFTIGE TERMINE

VERGANGENE TERMINE

06.06.2025 Runder Tisch mit Abgeordneten der Fraktion DIE GRÜNEN (Ulm)
10.06.2025 Interview Deutschland-Projekt (online)
16.06.2025 Workshop zur Einführung der DRB-App (Hamm / online)
25.06.2025 Verbandstag der Justiz der CDU-Fraktion (Stuttgart)
26.06.2025 Sommerfest des DRB (Berlin)
30.06.2025 Politisches Sommerfest des DBB/Tarifunion (Stuttgart)
04.07.2025 Mitgliederversammlung (Stuttgart)
08.07.2025 Gespräch mit MD Engling im Finanzministerium (Stuttgart)
21.07.2025 Sitzung des geschäftsführenden Vorstands (Stuttgart)
28.07.2025 70 Jahre Verfassungsgerichtshof Baden-Württemberg (Stuttgart)
22.09.2025 Sitzung des geschäftsführenden Vorstands (Mannheim)
24.09.2025 Mitgliederversammlung DRB Thüringen (Erfurt)
06.10.2025 Symposium „Meinungs- und Willensbildung“ (Stuttgart)
06.10.2025 Gespräch mit MD Dr. Järkel (Telefonkonferenz)
10.10.2025 Sitzung des Gesamtvorstands (Freiburg)
10.10.2025 Justiz im Dialog „Rechtsstaat unter Druck“
10.10.2025 Trad. Bierabend des Mannheimer Anwaltsvereins (Mannheim)
15.10.2025 Parlamentarischer Abend Anwaltsverband BW (Stuttgart)
16./17.10.2025 Besuch des geschäftsführenden Vorstands beim DRB Berlin
22.10.2025 Jour fixe der Justizpressekonferenz (Karlsruhe)
29.10.2025 Jahresversammlung des DAAV BW (Stuttgart)
31.10.2025 Mitgliederversammlung DRB Hessen (Frankfurt)
04.11.2025 Gespräch mit der SPD-Fraktion im Landtag (Stuttgart)
05.11.2025 Anhörung der CDU-Landtagsfraktion (Stuttgart) zum Thema „Strafmündigkeit – 

muss die Altersgrenze abgesenkt werden?“
06.11.2025 Fachtag Antisemitismus (Leinfelden-Echterdingen)
06./07.11.2025 Bundesvorstandssitzung (Potsdam)
10.11.2025 Verhandlung Musterklage (VG Freiburg) 
17.11.2025 Sitzung des geschäftsführenden Vorstands (online)
24./25.11.2025 Digital Justice Summit (Berlin)

12.01.2026 Sitzung des geschäftsführenden Vorstands (online)

29.01.2026 Festakt Notarkammer Baden-Württemberg (Stuttgart)

02.02.2026 Mitgliederversammlung BG Freiburg (mit MdB Dr. Fechner)

09.02.2026 Sitzung des geschäftsführenden Vorstands (Stuttgart)

09.03.2026 Sitzung des Gesamtvorstands (online)

14.04.2026 Bundesvorstandssitzung DRB (Weimar)

15.-17.04.2026 RiStA-Tag (Weimar)

20.04.2026 Sitzung des geschäftsführenden Vorstands (Stuttgart)

11.05.2026 Sitzung des geschäftsführenden Vorstands (online))

19.06.2026 Mitgliederversammlung 2026
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BEITRITTSERKLÄRUNG

            

Beitrittserklärung 
 
Ja, ich erkläre meinen Beitritt zum Deutschen Richterbund Baden-Württemberg, Verband der Richte-
rinnen und Richter, Staatsanwältinnen und Staatsanwälte in Baden-Württemberg e.V. (DRB BW) 

Name/Vorname: Dienstbezeichnung: 

Dienststelle:   PLZ / Wohnort: 

Straße:   Telefon: 

Geburtsdatum: E-Mail-Adresse:  

 Assessor  Pensionär 
 ohne DRiZ 

 Ehegatte eines Mitglieds 
Name des Mitglieds: 

   

Ort, Datum Unterschrift 

  

Einzugsermächtigung für die Mitgliedsbeiträge 
(reguläre Mitgliedschaft 165,- €; Assessoren - längstens vier Jahre - 115,- €; Pensionäre 145,- € / ohne 
DRiZ 120,- €; Ehegatten von regulären Mitgliedern ohne DRiZ 110,- €; Ehrenmitglieder 80,- €) 
 
Hiermit ermächtige ich den DRB BW widerruflich, den von mir zu entrichtenden Vereinsbeitrag alljähr-
lich zum jeweiligen Fälligkeitszeitpunkt zu Lasten meines Kontos im Lastschriftverfahren einzuziehen. 

IBAN: BIC: 

Name der Bank:  Kontoinhaber: 
  

Ort, Datum Unterschrift 

  
Datenschutzbestimmungen: 
Ich willige ein, dass der o.g. Verein als verantwortliche Stelle die in der Beitrittserklärung/Einzugsermächtigung erhobenen 
personenbezogenen Daten (Vorname, Name, Adresse, Geburtsdatum, Telefon-Nr., E-Mail-Adresse, Mitgliedsstatus, Dienst-
stelle, Bankverbindung, Eintrittsdatum) ausschließlich zum Zwecke der satzungsgemäßen Durchführung der Mitgliedschaft, 
der Mitgliederverwaltung, des Beitragseinzugs und der Übermittlung von Vereinsinformationen durch den Verein verarbeitet 
und nutzt. Eine Übermittlung von Daten an Dritte - namentlich an die Dachorganisation (DRB), den Zeitschriftenverlag (DRiZ), 
den Seniorenverband (nur Pensionäre) und an das Versicherungsunternehmen im Zusammenhang mit dem mitgliedschaftli-
chen Versicherungsschutz - findet nur im Rahmen der in der Satzung festgelegten Zwecke statt. Diese Datenübermittlungen 
sind notwendig zum Zwecke der Organisation und Durchführung der Mitgliedschaft. Bei Beendigung der Mitgliedschaft wer-
den die personenbezogenen Daten gelöscht, soweit sie nicht gemäß den gesetzlichen Vorgaben aufbewahrt werden müssen.  
 
 Ich willige - jederzeit widerruflich - darüber hinaus ein, dass meine Grunddaten (Vorname, Name, Geburtsdatum und Dauer 
der Vereinszugehörigkeit) auch nach Beendigung der Mitgliedschaft zu Dokumentations-/Archivzwecken beim Verein gespei-
chert bleiben. 
 
Jedes Mitglied hat im Rahmen der gesetzlichen Bestimmungen das Recht auf Auskunft über die personenbezogenen Daten, 
die zu seiner Person bei der verantwortlichen Stelle gespeichert sind. Außerdem hat das Mitglied bei fehlerhaften Daten ein 
Korrekturrecht. Aufsichtsbehörde für den Datenschutz ist: Der Landesbeauftragte für den Datenschutz und die Informations-
freiheit Baden-Württemberg, Kontaktdaten unter: https://www.baden-wuerttemberg.datenschutz.de/. 
  

Ort, Datum Unterschrift 
 

 

Bitte per Post an die Geschäftsstelle Hauffstr. 5 in 70190 Stuttgart oder eingescannt per E-Mail an info@drb-bw.de 

 

Deutscher Richterbund
Baden-Württemberg

Verband der Richterinnen und Richter,  
Staatsanwältinnen und Staatsanwälte  
in Baden-Württemberg e. V.




